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Ihr Schreiben vom Unser Zeichen Telefon 0431 6641-3 Datum

      2 Durchwahl 6641-410 27. September 2010 

14. Sitzung des Bildungsausschusses am 23.09.2010, TOP 3 der Tagesordnung 

„Landeszentrale für politische Bildung“ 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

sehr geehrte Damen und Herren, 

der Landesrechnungshof hat die Landeszentrale für politische Bildung (Landeszent-

rale) 2008 geprüft und die Prüfungsergebnisse in den Bemerkungen 2009 veröffent-

licht. Er hat festgestellt, dass die Landeszentrale keine klaren Ziele hat und unwirt-

schaftlich handelt. Die Aufgaben müssen bestimmt und messbare Ziele festgelegt 

werden. Weiter müssen Richtlinien erlassen werden für die Förderung politischer Bil-

dungsarbeit, insbesondere für die Förderung der parteinahen Stiftungen. 

Die nunmehr vorgesehene Anbindung der Landeszentrale an den Landtag geht auf 

einen Landtagsbeschluss vom 15.09.2009 (Landtagsdrucksache 16/2869) zurück, 

verschiedene Modelle für die künftige Organisation der Landeszentrale zu prüfen. 

Diesen Auftrag hat der Finanzausschuss am 11.03.2010 in sein Votum zu den Be-

merkungen 2009 aufgenommen (Landtagsdrucksache 17/377):  

„Der Finanzausschuss erwartet, dass  

 der Landtagsbeschluss zur Neuordnung der LpB zügig umgesetzt wird,  

 die Aufgaben und Ziele der LpB klar definiert und von anderen Bil-

dungseinrichtungen abgegrenzt werden,  

 eine Richtlinie zur Förderung parteinaher Stiftungen und für Projektför-

derungen politischer Bildungsarbeit vorgelegt wird.“ 

Der Landtag hat das Votum am 19.03.2010 übernommen. Am 16.06.2010 berichtete 

das Kultusministerium dem Finanzausschuss, die Prüfung habe eine Empfehlung für 

die Anbindung der Landeszentrale an den Landtag ergeben. Die Förderung partei-

naher Stiftungen werde im Kultusministerium verbleiben, das transparente Kriterien 

dafür erarbeiten solle (Umdruck 17/984).  
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Bei entsprechender Ausgestaltung kann die Anbindung der Landeszentrale an den 

Landtag eine Lösung für deren künftige Bildungsarbeit sein. Um sachgerecht über 

die Anbindung an den Landtag entscheiden zu können, ist eine vorherige Bestim-

mung der Aufgaben und Ziele der Landeszentrale unerlässlich. Beim Erhalt der Mar-

ke „Landeszentrale“ sind ihre Aufgaben zudem nicht nur von denen anderer Bil-

dungseinrichtungen, sondern auch von denen der politischen Bildungsarbeit der 

Landtagsverwaltung abzugrenzen.  

Über die Ausstattung der Landeszentrale mit Stellen und finanziellen Mitteln kann 

erst sachgerecht entschieden werden, wenn ihre Aufgaben konkretisiert sind.  

Mit freundlichen Grüßen  

gez. Dr. Eggeling 


